
Das Umsatzsteuergesetz regelt, dass, 
wenn ein Unternehmer in einer Rech-
nung für eine Lieferung oder sonstige 
Leistung einen Steuerbetrag gesondert 
ausgewiesen hat, den er aber nach dem 
Umsatzsteuergesetz gar nicht schuldet, 
er diesen Betrag so dennoch aufgrund 
der Rechnung schuldet, wenn die Rech-
nung nicht gegenüber dem Abnehmer 
entsprechend berichtigt wird. 

Aufgrund eines Urteils des Europäi-
schen Gerichtshofes (EuGH) schuldet 
ein Unternehmer, der in einer Rechnung 
einen Steuerbetrag ausgewiesen hat, 
der auf Basis eines falschen Steuersat-
zes berechnet wurde, unter bestimmten 
Voraussetzungen allerdings nicht den  
zu Unrecht in Rechnung gestellten 
Betrag. Im gegenständlichen Fall waren 

die Kundinnen und Kunden im betref-
fenden Steuerjahr ausschließlich End-
verbraucher, die hinsichtlich der ihnen 
in Rechnung gestellten Mehrwertsteuer 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt 
waren. 

Voraussetzung für den Entfall der Steu-
erschuld ist dem EuGH zufolge, dass 
keine Gefährdung des Steueraufkom-
mens vorliegt, weil die Leistung aus-
schließlich an Endverbraucher erbracht 
wurde, die nicht zum Vorsteuerabzug 
berechtigt sind.

Mit dem Abgabenänderungsgesetz 
2023 wird nun auch das österreichi-
sche Umsatzsteuergesetz entsprechend 
geändert. Eine Rechnungsberichtigung 
ist in diesem Fall dann nicht erforderlich, 

wenn keine Gefährdung des Steuerauf-
kommens vorliegt, weil die Lieferung 
oder sonstige Leistung ausschließlich 
an Endverbraucher erbracht wurde, die 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt 
sind. 

Laut Fachliteratur könnte diese auf den 
ersten Blick positive Gesetzesänderung 
in der praktischen Umsetzung jedoch 
auch zu Problemen führen. Daher sei 
nochmals auf die Wichtigkeit eines kor-
rekten Ausweises der Umsatzsteuer auf 
Rechnungen hingewiesen.

Die Änderung des Umsatzsteuerge-
setzes war bei Drucklegung des Arti-
kels im Parlament bereits beschlossen.  
Die weitere Gesetzwerdung bleibt abzu-
warten. 

AUGUST 2023

Was ändert sich bei der Umsatzsteuerschuld aufgrund 
zu hoch ausgewiesener Umsatzsteuer?
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Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 4 
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Was sind wesentliche steuerliche Fragen für die  
Rechtsformwahl?
Für die Auswahl der optimalen Rechts-
form sind jedenfalls Haftungsfragen 
sowie organisatorische, betriebswirt-
schaftliche und sozialversicherungs-
rechtliche Fragestellungen zu beden-
ken. Zentrales Entscheidungskriterium 
ist aber auch immer wieder die steuerli-
che Optimierung.

Wesentliche Entscheidungskriterien, 
ob beispielsweise eine Personengesell-
schaft / Einzelunternehmen oder eine 
GmbH das bessere "steuerliche Kleid" 
für Ihr Unternehmen in der Zukunft ist, 
sind unter anderem folgende Fragen:

 • Wie hoch wird der Gewinn der Perso-
nengesellschaft bzw. der GmbH sein?

 • Wie hoch werden die Investitionen 
sein?

 • Wie hoch werden die Geschäftsführer- 
bezüge bei der GmbH sein?

 • Wie hoch werden die Ausschüttungen 
bzw. Privatentnahmen sein?

Für die Beantwortung dieser Fragen 
wird es erforderlich sein, die Entwick-
lung Ihres Unternehmens für die kom-
menden Jahre möglichst genau zu pla-
nen.

Beispielrechnungen zeigen, dass GmbHs 
bei hohem Einkommen und wenig Aus-
schüttungen Vorteile bieten. Einzelun-
ternehmen bzw. Personengesellschaf-
ten hingegen können bei geringerem 
Einkommen und bei voller Nutzung des 
Gewinnfreibetrags einen Vorteil lukrie-
ren. 

Die geänderten Einkommensteuer-  
bzw. Körperschaftsteuersätze sowie 
die Wiedereinführung eines Investi- 
tionsfreibetrages haben die Situation 
nun etwas geändert. 

Auch andere Rechtsformen und Gestal-

tungsmöglichkeiten (z. B. GmbH & Co 
KG) bieten steuerliche Vorteile. Eine 
pauschale Aussage, bei welcher Rechts-
form weniger an Steuern und Abgaben 
in den kommenden Jahren zu entrichten 
sein wird, ist nicht machbar. Die indivi-
duelle Situation muss genau beleuchtet 
werden.  

Immobilienertragsteuer:  
Was hat sich bei gemischten Schenkungen geändert?

Wird ein privates Grundstück entgelt-
lich übertragen, so werden die Einkünfte 
grundsätzlich mit Einkommensteuer in 
Höhe von 30 % besteuert. Bei unent-
geltlichen Grundstücksübertragungen, 
wie bei einer Schenkung, kommt es zu 
keinem einkommensteuerpflichtigen 
Vorgang. Somit fällt auch keine Immo-
bilienertragsteuer an. Der Begriff des 
Grundstückes umfasst Grund und Boden, 
Gebäude und Rechte, die den Vorschri- 
ften des bürgerlichen Rechts über Grund- 
stücke unterliegen (grundstücksgleiche 
Rechte). 

Die Einkommensteuerrichtlinien (EStR) 
als Rechtsmeinung des Finanzministe-
riums führen aus, dass eine Schenkung 
grundsätzlich nur bei Vermögensüber-
tragungen unter (nahen) Angehörigen 

anzunehmen sei (Fremde pflegen ein-
ander gewöhnlich nichts zu schenken). 
Ertragsteuerlich wird in Anwendung 
der wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
auch bei einer gemischten Schenkung 
Unentgeltlichkeit des gesamten Vor-
gangs angenommen (keine "Teilent-
geltlichkeit"), wenn insgesamt Zuwen-
dungsabsicht besteht und der Schen-
kungscharakter des Geschäftes über-
wiegt.

Bei einer gemischten Schenkung stellt 
sich allerdings die Frage, ab welcher Höhe 
der Gegenleistung noch eine unent-
geltliche Übertragung oder eine bereits 
steuerpflichtige Veräußerung vorliegt.

Herrschende Praxis war, dass für die 
Abgrenzung zwischen entgeltlichen und 
unentgeltlichen Rechtsgeschäften ent-
scheidend war, ob die Gegenleistung für 
die Übertragung des Wirtschaftsguts 
50 % oder mehr (dann Entgeltlichkeit) 
oder weniger als 50 % (dann Unent-
geltlichkeit) des gemeinen Werts des 
Wirtschaftsguts betrug. Aufgrund eines 
Urteils des Verwaltungsgerichtshofes 
(VwGH) wurden nun die EStR geändert. 
Für die Beurteilung bei Übertragungen 

nach dem 15.11.2021 gilt Folgendes:

 • Beträgt die Gegenleistung zumindest 
75 % des gemeinen Wertes des über-
tragenen Wirtschaftsgutes, ist davon 
auszugehen, dass eine Veräußerung 
vorliegt.

 • Beträgt die Gegenleistung höchstens 
25 % des gemeinen Wertes des über-
tragenen Wirtschaftsgutes, liegt eine 
unentgeltliche Übertragung vor.

 • Beträgt die Gegenleistung mehr 
als 25  % aber weniger als 75 % des  
gemeinen Wertes des übertragenen 
Wirtschaftsgutes, ist unter nahen 
Angehörigen grundsätzlich von einem 
unentgeltlichen Rechtsgeschäft aus-
zugehen.

Dieser Raster wurde grundsätzlich in 
den EStR auch für die Themen Übertra-
gung von Unternehmen und Erbausein-
andersetzungen übernommen. Zudem 
wurden in den EStR unter anderem auch 
Regelungen für Übertragungen vor dem 
16.11.2021 mit einer Gegenleistung 
zwischen 50 % und 75 % des Verkehrs-
werts aufgenommen. 
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Personen, die in Österreich über einen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt verfügen, unterliegen hier mit 
ihrem gesamten Welteinkommen der 
unbeschränkten Steuerpflicht. Basie-
rend auf diesem innerstaatlichen 
Besteuerungsanspruch werden auch 
ausländische Einkünfte im Rahmen 
des Progressionsvorbehalts für Zwe-
cke der Ermittlung des anzuwenden-
den Steuersatzes herangezogen, wenn 
Österreich vom anwendbaren Doppel-
besteuerungsabkommen als Ansässig-
keitsstaat qualifiziert wird. 

Bis dato wurde die österreichische Ver-
waltungspraxis stets so gelebt, dass 

der Progressionsvorbehalt nur dann 
schlagend wird, wenn Österreich vom 
jeweiligen Doppelbesteuerungsab-
kommen auch als Ansässigkeitsstaat 
qualifiziert wird.

NEUE RECHTSAUSLEGUNG AB  
VERANLAGUNG 2023

Basierend auf einer Entscheidung des 
Verwaltungsgerichtshofes wurden 
die Einkommensteuerrichtlinien nun 
dahingehend geändert, dass der Pro-
gressionsvorbehalt ab der Veranlagung 
2023 auch bei all jenen Personen schla-
gend wird, welche zwar in Österreich 
der unbeschränkten Steuerpflicht 

unterliegen, jedoch abkommensrecht-
lich als im Ausland ansässig gelten. 

Besonders für Personen, die zwar im 
Ausland ansässig sind, jedoch auch 
über einen österreichischen Wohn-
sitz verfügen, kann dies zu einer deut-
lichen Steuermehrbelastung in Öster-
reich führen. 

Gemäß den Einkommensteuerrichtli-
nien gilt diese neue Auslegung nicht 
für jene Personen, die in den Anwen-
dungsbereich der Zweitwohnsitzver-
ordnung fallen und dementsprechend 
keiner unbeschränkten Steuerpflicht 
im Inland unterliegen.

WAS ÄNDERT SICH BEIM PROGRESSIONSVORBEHALT FÜR NICHT-ANSÄSSIGE AB 
DER VERANLAGUNG 2023?

Welche Anlagen sind entsprechend der Fossile Energie-
träger-Anlagen-Verordnung vom Investitionsfreibetrag 
ausgeschlossen?
Vom Investitionsfreibetrag sind be-
stimmte Wirtschaftsgüter ausgenom-
men. Eine dieser Ausnahmen betrifft die 
Anschaffung oder Herstellung von An-
lagen, die der Förderung, dem Transport 
oder der Speicherung fossiler Energie-
träger dienen sowie Anlagen, die fos-
sile Energieträger direkt nutzen (eine 
direkte Nutzung liegt vor, wenn eine 
technisch-funktionale Verbindung mit 
der Anlage besteht).

Diese Anlagen wurden nun in der soge-
nannten Fossile Energieträger-Anlagen-
Verordnung taxativ wie folgt aufgezählt:

1. Energieerzeugungsanlagen, sofern 
diese direkt mit fossiler Energie 
betrieben werden können.

2. Anlagen zum Transport und der 
Speicherung von fossilen Energie- 
trägern, wie insbesondere Öltanks, 
Gasleitungen und Tankfahrzeuge.

3. Anlagen zur Wärme- oder Kältebe-
reitstellung in Zusammenhang mit 
Gebäuden, wenn dabei fossile Ener-
gieträger genutzt werden können, 
wie beispielsweise Ölkessel und Gas-
thermen.

4. Anlagen zur Erzeugung von Pro-
zesswärme, die fossile Energieträger 
direkt nutzen, ausgenommen Investi- 

tionen in bestehende Anlagen, wenn 
dadurch eine substanzielle Treib-
hausgasreduktion erzielt wird. Eine 
solche liegt vor, wenn eine Prozess-
energie-Einsparung von mehr als 
10  % oder eine Treibhausgasreduk-
tion von 25 000 t CO2 pro Jahr im 
Regelbetrieb erzielt wird.

5. Tank- und Zapfanlagen für Treib- 
und Schmierstoffe sowie Brennstoff-
tanks, wenn diese der Nutzung fos-
siler Kraft- und Brennstoffe dienen.

6. Lastkraftwagen gemäß §  3  Abs.  1 
Z  2.2. Kraftfahrgesetz (KFG) – das 
sind Lastkraftwagen der Klasse N –
und Zugmaschinen gemäß § 3 Abs. 1 
Z  2.5. KFG, sofern diese direkt mit 
fossiler Energie betrieben werden 
können.

7. Luftfahrzeuge und Schiffe, sofern 
diese direkt mit fossiler Energie 
betrieben werden können.

8. Selbstfahrende Arbeitsmaschinen 
und nicht für den Straßenverkehr 
bestimmte mobile Maschinen und 
Geräte (Non Road Mobile Machi-
nery), sofern diese direkt mit fossiler 
Energie betrieben werden können. 
Ausgenommen sind Maschinen und 
Geräte, die dem Umschlag vom Ver-
kehrsträger Straße auf die Schiene 

dienen und im Rahmen des „Pro-
gramms für die Unterstützung des 
Ausbaus von Anschlussbahnen sowie 
Umschlagsanlagen des Intermoda-
len Verkehrs“ oder im Rahmen des 
„Investitionsförderprogramms Kom-
binierter Güterverkehr“ gefördert 
werden; für diese kann ein Investi- 
tionsfreibetrag in Höhe von 10 % 
geltend gemacht werden.

9. Nicht-kranbare Sattelanhänger. 
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Was sind wesentliche steuerliche Fragen für die  
Rechtsformwahl?
Für die Auswahl der optimalen Rechts-
form sind jedenfalls Haftungsfragen 
sowie organisatorische, betriebswirt-
schaftliche und sozialversicherungs-
rechtliche Fragestellungen zu beden-
ken. Zentrales Entscheidungskriterium 
ist aber auch immer wieder die steuerli-
che Optimierung.

Wesentliche Entscheidungskriterien, 
ob beispielsweise eine Personengesell-
schaft / Einzelunternehmen oder eine 
GmbH das bessere "steuerliche Kleid" 
für Ihr Unternehmen in der Zukunft ist, 
sind unter anderem folgende Fragen:

 • Wie hoch wird der Gewinn der Perso-
nengesellschaft bzw. der GmbH sein?

 • Wie hoch werden die Investitionen 
sein?

 • Wie hoch werden die Geschäftsführer- 
bezüge bei der GmbH sein?

 • Wie hoch werden die Ausschüttungen 
bzw. Privatentnahmen sein?

Für die Beantwortung dieser Fragen 
wird es erforderlich sein, die Entwick-
lung Ihres Unternehmens für die kom-
menden Jahre möglichst genau zu pla-
nen.

Beispielrechnungen zeigen, dass GmbHs 
bei hohem Einkommen und wenig Aus-
schüttungen Vorteile bieten. Einzelun-
ternehmen bzw. Personengesellschaf-
ten hingegen können bei geringerem 
Einkommen und bei voller Nutzung des 
Gewinnfreibetrags einen Vorteil lukrie-
ren. 

Die geänderten Einkommensteuer-  
bzw. Körperschaftsteuersätze sowie 
die Wiedereinführung eines Investi- 
tionsfreibetrages haben die Situation 
nun etwas geändert. 

Auch andere Rechtsformen und Gestal-

tungsmöglichkeiten (z. B. GmbH & Co 
KG) bieten steuerliche Vorteile. Eine 
pauschale Aussage, bei welcher Rechts-
form weniger an Steuern und Abgaben 
in den kommenden Jahren zu entrichten 
sein wird, ist nicht machbar. Die indivi-
duelle Situation muss genau beleuchtet 
werden.  

Immobilienertragsteuer:  
Was hat sich bei gemischten Schenkungen geändert?

Wird ein privates Grundstück entgelt-
lich übertragen, so werden die Einkünfte 
grundsätzlich mit Einkommensteuer in 
Höhe von 30 % besteuert. Bei unent-
geltlichen Grundstücksübertragungen, 
wie bei einer Schenkung, kommt es zu 
keinem einkommensteuerpflichtigen 
Vorgang. Somit fällt auch keine Immo-
bilienertragsteuer an. Der Begriff des 
Grundstückes umfasst Grund und Boden, 
Gebäude und Rechte, die den Vorschri- 
ften des bürgerlichen Rechts über Grund- 
stücke unterliegen (grundstücksgleiche 
Rechte). 

Die Einkommensteuerrichtlinien (EStR) 
als Rechtsmeinung des Finanzministe-
riums führen aus, dass eine Schenkung 
grundsätzlich nur bei Vermögensüber-
tragungen unter (nahen) Angehörigen 

anzunehmen sei (Fremde pflegen ein-
ander gewöhnlich nichts zu schenken). 
Ertragsteuerlich wird in Anwendung 
der wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
auch bei einer gemischten Schenkung 
Unentgeltlichkeit des gesamten Vor-
gangs angenommen (keine "Teilent-
geltlichkeit"), wenn insgesamt Zuwen-
dungsabsicht besteht und der Schen-
kungscharakter des Geschäftes über-
wiegt.

Bei einer gemischten Schenkung stellt 
sich allerdings die Frage, ab welcher Höhe 
der Gegenleistung noch eine unent-
geltliche Übertragung oder eine bereits 
steuerpflichtige Veräußerung vorliegt.

Herrschende Praxis war, dass für die 
Abgrenzung zwischen entgeltlichen und 
unentgeltlichen Rechtsgeschäften ent-
scheidend war, ob die Gegenleistung für 
die Übertragung des Wirtschaftsguts 
50 % oder mehr (dann Entgeltlichkeit) 
oder weniger als 50 % (dann Unent-
geltlichkeit) des gemeinen Werts des 
Wirtschaftsguts betrug. Aufgrund eines 
Urteils des Verwaltungsgerichtshofes 
(VwGH) wurden nun die EStR geändert. 
Für die Beurteilung bei Übertragungen 

nach dem 15.11.2021 gilt Folgendes:

 • Beträgt die Gegenleistung zumindest 
75 % des gemeinen Wertes des über-
tragenen Wirtschaftsgutes, ist davon 
auszugehen, dass eine Veräußerung 
vorliegt.

 • Beträgt die Gegenleistung höchstens 
25 % des gemeinen Wertes des über-
tragenen Wirtschaftsgutes, liegt eine 
unentgeltliche Übertragung vor.

 • Beträgt die Gegenleistung mehr 
als 25  % aber weniger als 75 % des  
gemeinen Wertes des übertragenen 
Wirtschaftsgutes, ist unter nahen 
Angehörigen grundsätzlich von einem 
unentgeltlichen Rechtsgeschäft aus-
zugehen.

Dieser Raster wurde grundsätzlich in 
den EStR auch für die Themen Übertra-
gung von Unternehmen und Erbausein-
andersetzungen übernommen. Zudem 
wurden in den EStR unter anderem auch 
Regelungen für Übertragungen vor dem 
16.11.2021 mit einer Gegenleistung 
zwischen 50 % und 75 % des Verkehrs-
werts aufgenommen. 
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Die Nutzung von Elektroautos als Firmenwagen im Unter-
nehmen bietet – wie berichtet – sowohl für das Unter-
nehmen wie auch für Mitarbeitende steuerlich einige 
Vorteile. Allerdings ist auch organisatorisch einiges zu 
beachten. Hier einige Tipps dazu:

WELCHES FAHRZEUG SOLL ANGESCHAFFT WERDEN?
Wollen Sie für Mitarbeitende einen Firmen-PKW mit Elek-
tromotor anschaffen, stellt sich die Frage, welches Fahr-
zeug angeschafft werden soll. Hier ist wie bisher auf not-
wendige Größe und Ausstattung und insbesondere auf das 
mögliche Budget zu achten. Beim Elektrofahrzeug sind 
jedenfalls auch die benötigte Reichweite und die unter-
schiedlichen Ladezeiten der Modelle zu erheben und 
in die Entscheidung miteinzubeziehen. Zieht man auf- 
grund von größerer Reichweite einen Hybridantrieb in 
Betracht, so ist zu berücksichtigen, dass viele steuerliche 
Vorteile für diese Fahrzeuge nicht gelten. Beachten Sie 
auch, dass für die Lieferung von manchen Elektrofahr-
zeugen mit langen Lieferzeiten zu rechnen ist.

WO KANN DAS ELEKTROAUTO AUFGELADEN  
WERDEN?
Auch die erforderliche Ladeinfrastruktur sollte vor 
Anschaffung des Elektroautos geklärt werden. Für das 
Aufladen bieten sich mehrere Möglichkeiten:
 • Aufladen am Standort des Unternehmens
 • Aufladen beim Mitarbeiter zu Hause
 • Aufladen an öffentlichen Ladesäulen

Auch hier sind, wie berichtet, unterschiedliche steuerli-
che Situationen zu berücksichtigen.

ELEKTROAUTO ALS FIRMENWAGEN

Stand: 4.7.2023

Wie hoch ist der 
Klimabonus 2023?

STEUERTERMINE  |  AUGUST 2023

VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres-

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Juni 2023   8,0 120,4 130,3

Mai 2023   8,9 119,8 129,6

April 2023   9,6 119,6 129,4

Fälligkeitsdatum 16. August 2023

USt, NoVA, WerbeAbg  für Juni 

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Juli

Kammerumlage, Kfz-Steuer  für II. Quartal 2023

ESt- und KÖSt-Vorauszahlung  für III. Quartal 2023

Aufgrund einer weiteren Zinssatzerhöhung der EZB gelten 
mit Wirksamkeit ab 21.6.2023 für Stundungs-, Aussetzungs-, 
Anspruchs-, Beschwerde- und Umsatzsteuerzinsen ein Zins-
satz von 5,38 %. 
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Auch 2023 wird es wieder einen Klimabonus geben. Die Höhe 
des Klimabonus ist abhängig vom Hauptwohnsitz und beträgt 
€ 110,00, € 150,00, € 185,00 oder € 220,00 für Erwachsene. 
Die Höhe ist davon abhängig, ob eine Region eine gute Infra-
struktur und ein gut ausgebautes Netz an öffentlichen Ver-
kehrsmitteln hat (geringer Bonus) oder nicht (hoher Bonus). 

Kinder (bis zum 18. Lebensjahr) bekommen die Hälfte. Kann 
man aufgrund einer Behinderung keine Öffis nutzen, so erhält 
man den höchsten Klimabonus.

Mit Eingabe der Postleitzahl auf www.klimabonus.gv.at kön-
nen Sie vorab feststellen, wie hoch Ihr Klimabonus sein wird. 
Ausbezahlt wird der Klimabonus wieder entweder per Über-
weisung aufs Konto oder als Gutschein per Post.

Weitere Informationen wie z. B. zu Anspruchsvoraussetzungen 
finden Sie unter www.klimabonus.gv.at. 

Wie hoch ist der Zins-
satz bei der Finanz?
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